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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/6529 — 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung der Wirtschaftsprüferordnung 


A. Problem 

Umsetzung der Richtlinie des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften vom 21. Dezember 1988 über eine allgemeine Regelung 
zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens 
dreijährige Berufsausbildung abschheßen, für die Bereiche des 
Wirtschaftsprüfers und des vereidigten Buchprüfers. 

Erleichterung der Tätigkeit deutscher Wirtschaftsprüfer und verei- 
digter Buchprüfer im Ausland und Berufsangehöriger aus dem 
Ausland, die von der Richtlinie begünstigt werden. 

Bedenken des Bundesverfassungsgerichts gegen eine dauernde 
Wirkung einer Ausschheßung aus dem Beruf als berufsgerichtliche 
Maßnahme. 


B. Lösung 

Gesetzliche Abschlußprüfer aus anderen Mitghedstaaten sollen 
die Möglichkeit erhalten, sich in der Bundesrepublik Deutschland 
als Wirtschaftsprüfer oder vereidigter Buchprüfer bestellen zu las- 
sen. Voraussetzung hierfür ist die Ablegung einer Eignungsprü- 
fung. Diese soll erweisen, ob der Bewerber die beruflichen Kennt- 
nisse hat, die für die Ausübung der Berufe des Wirtschaftsprüfers 
bzw. vereidigten Buchprüfers in der Bundesrepublik Deutschland 
erforderlich sind. 

Durch Änderung einzelner Vorschriften der Wirtschaftsprüferord- 
nung soll die Möglichkeit der beruflichen Betätigung im Ausland, 
insbesondere durch die Errichtung von Zweigniederlassungen, er- 
weitert werden. 
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Die Wirkung der Ausschließung aus dem Beruf im berufsgerichtli- 
chen Verfahren wird im Hinblick auf die Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts geändert (Möglichkeit der Wiederbestel- 
lung nach Ablauf von 8 Jahren). 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Für die Zulassung zur Eignungsprüfung und die Eignungsprüfung 
selbst sind kostendeckende Gebühren vorgesehen. Das Gesetz ist 
von den Ländern auszuführen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/6529 — unverändert nach 
der Vorlage anzimehmen. 

Bonn, den 9. Mai 1990 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Doss 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Doss 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde in der 201. Sitzung am 
14. März 1990 zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Wirtschaft und zur Mitberatung an den 
Rechtsausschuß und an den Finanzausschuß überwie- 
sen. 


IL 

Er soll für den Bereich der wirtschaftsprüfenden Be- 
rufe des Wirtschaftsprüfers und des vereidigten Buch- 
prüfers die Richthnie des Rates der EG vom 21. De- 
zember 1988 über eine allgemeine Anerkennung der 
Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige 
Berufsausbildung abschließen, in das deutsche Recht 
Umsetzen. 

Der Gesetzentwurf regelt den Zugang zu den Berufen 
des Wirtschaftsprüfers und des vereidigten Buchprü- 
fers für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der EG, 
die zwar ein Hochschuldiplom, aber keinen deutschen 
Abschluß ihrer Ausbildung besitzen. Damit soll der 
Entwurf den Grundsatz der Dienstleistungsfreiheit in 
der EG auch auf den Berufsgebieten der Wirtschafts- 
prüfer und der vereidigten Buchprüfer, nämlich der 
gesetzlichen Prüfung der Abschlüsse von wirtschaftli- 
chen Unternehmen und der Beratung und gesetzli- 
chen Vertretung in steuerlichen Angelegenheiten 
verwirklichen. 

Die berufstypischen Aufgaben des Wirtschaftsprüfers 
und des vereidigten Buchprüfers als Abschlußprüfer 
umschreibt die achte Richthnie des Rates vom 
10. April 1984 aufgrund von Artikel 54 Abs. 3 Buch- 
stabe g des Vertrages über die Zulassung der mit der 
Pfhchtprüfung der Rechnungsunterlagen beauftrag- 
ten Personen und gewährleistet damit, daß die Ab- 
schlußprüfer der EG eine bestimmte Mindestquahfi- 
kation erwerben. 

Für Personen, die in einem anderen EG-Mitghedstaat 
die Quahfikation als Abschlußprüfer erlangt haben, 
schreibt die Richthnie vom 21. Dezember 1988 vor, 
daß ein anderer Mitghedstaat diese zuzulassen hat als 
Abschlußprüfer, wenn sie durch Absolvierung eines 
Lehrganges oder Bestehen einer Eignungsprüfung 
nachweisen, daß sie die speziehen in dem jeweih- 
gen anderen Mitghedsstaat geltenden besonderen 
Rechtsvorschriften kennen. Da es sich bei den Berufen 
des Wirtschaftsprüfers und des vereidigten Buchprü- 
fers um Berufe handelt, die eine genaue Kenntnis des 
deutschen Rechts verlangen, hat sich die Bundesre- 
gierung dafür entschieden, von den Bewerbern das 
Bestehen einer Eignungsprüfung zu verlangen, die 
höhere Anforderungen steht als eine bloße Lehr- 
gangsteilnahme. Der Gesetzentwurf fügt daher in die 
Wirtschaftsprüferordnung mit §§ 131 g bis 131 m Vor- 


schriften ein, die die Zulassung und Eignungsprüfung 
von Abschlußprüfern aus anderen EG-Mitghedstaa- 
ten dem Grundsatz nach regeln. Einzelheiten der 
mündlichen und schriftlichen Prüfung sind einer vom 
Bundesminister für Wirtschaft mit Zustimmung des 
Bundesrates noch zu erlassenden Rechtsverordnung 
Vorbehalten. Die Richthnie vom 21. Dezember 1988 
muß bis zum 4. Januar 1991 umgesetzt sein. 

Die Änderung einiger weiterer Vorschriften der Wirt- 
schaftsprüferordnung soll die Möghchkeit der berufli- 
chen Betätigung im Ausland, insbesondere die Errich- 
tung von Zweigniederlassungen, erleichtern. 

Im Hinbhck auf die Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichts wird die Wirkung einer Ausschlie- 
ßung aus dem Beruf im beruf sgerichthchen Verfahren 
auf die Höchstdauer von acht Jahren beschränkt. 

Der Bundesrat hat in seiner 609, Sitzung am 16. Fe- 
bruar 1990 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Ein- 
wendungen zu erheben. 


III. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf 
eingehend beraten. Die Berufe des Wirtschaftsprüfers 
und des vereidigten Buchprüfers verlangen auch nach 
seiner Auffassung in erhebhchem Maße Kenntnisse 
des nationalen deutschen Rechts, insbesondere des 
Handelsrechts, des Gesellschaftsrechts und des Steu- 
errechts. Die deutsche Rechtsordnung ist mit keiner 
anderen europäischen Rechtsordnung so nahe ver- 
wandt, daß auf eine Eignungsprüfung im deutschen 
Recht verzichtet werden könnte. 

Der Gesetzentwurf beschränkt sich jedoch bewußt 
darauf, die Grundregelungen zu treffen. Dies ent- 
spricht dem System der Wirtschaftsprüferordnung. 
Das Examen ist in der Wirtschaftsprüferordnung 
selbst nur in ganz wenigen Bestimmungen geregelt. 
Es hat sich bewährt, daß die ausfüllenden Bestimmun- 
gen in der Prüfungsordnung für Wirtschaftsprüfer, 
also einer Rechts Verordnung, enthalten sind. 

Gesetzesänderungen, die nicht durch die Hochschul- 
richtlinie geboten sind, insbesondere die Neuordnung 
des Berufsrechts (Standesrechts), sollen einem weite- 
ren Gesetzentwurf überlassen bleiben, dessen Ein- 
bringung zu Beginn der 12. Wahlperiode des Deut- 
schen Bundestages vorgesehen ist. Z. Z. sind die Gre- 
mien der Wirtschaftsprüferkammer damit befaßt, die 
Berufsrichtlinien unter Berücksichtigung der Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts zu überar- 
beiten. Dabei geht es um so wichtige Fragen wie die 
Gründung berufsüb ergreifender Sozietäten, Wer- 
bung, Sicherung der Unabhängigkeit und Eigenver- 
antworthchkeit. 
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Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf gliedert sich 
die Eignungsprüfung in eine schrifthche und eine 
mündliche Prüfung. Noch offen ist allerdings die Zahl 
der Klausuren (eine bis drei). Die Prüfung ist in deut- 
scher Sprache abzulegen. Prüfungsgebiete sind wirt- 
schaftliches Prüfungswesen (rechtliche Vorschriften, 
soweit sie noch nicht innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaften harmonisiert sind), Wirtschaftsrecht, 
Steuerrecht und Berufsrecht, ln der Rechts Verordnung 
werden die Prüfungsgebiete konkretisiert und auf das 
für den Beruf des Wirtschaftsprüfers und vereidigten 
Buchprüfers Wesen thche begrenzt werden. Prüfungs- 
gebiete, die keine rechthche Materie zum Inhalt ha- 
ben (z. B. Betriebswirtschaft und Volkswirtschaft), 
werden in der Eignungsprüfung nicht verlangt. Mit 
Bestehen der Eignungsprüfung wird der Zuwanderer 
deutscher Wirtschaftsprüfer oder vereidigter Buch- 
prüfer mit allen Rechten und Pflichten. Er wird Mit- 


ghed der Wirtschaftsprüferkammer und ist dem deut- 
schen Berufsrecht unterworfen. Neben der Bezeich- 
nung „Wirtschaftsprüfer" bzw. „vereidigter Buchprü- 
fer" kann er die Berufsbezeichnung seines Herkunfts- 
landes führen. 

Der Finanzausschuß hat einstimmig vorgeschlagen, 
die Annahme der Vorlage zu empfehlen. 

Der Rechtsausschuß hat einstimmig bei Enthaltung 
der Mitgheder der Fraktion DIE GRÜNEN keine ver- 
fassungsrechtlichen und sonstigen rechtlichen Beden- 
ken erhoben. 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt dem Deut- 
schen Bundestag einmütig bei Enthaltung der Mit- 
gheder der Fraktion DIE GRÜNEN, den Gesetzent- 
wurf unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 9. Mai 1990 


Doss 

Berichterstatter 
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